
Strafprozessordnung (StPO) 
 
§ 81 StPO: Unterbringung in psychiatrischem Krankenhaus 
(1) Zur Vorbereitung eines Gutachtens über den psychischen Zustand des Beschuldigten 
kann das Gericht nach Anhörung eines Sachverständigen und des Verteidigers anordnen, 
dass der Beschuldigte in ein öffentliches psychiatrisches Krankenhaus gebracht und dort 
beobachtet wird.  
(2) Das Gericht trifft die Anordnung nach Absatz 1 nur, wenn der Beschuldigte der Tat 
dringend verdächtig ist. Das Gericht darf diese Anordnung nicht treffen, wenn sie zu der 
Bedeutung der Sache und der zu erwartenden Strafe oder Maßregel der Besserung und 
Sicherung außer Verhältnis steht.  
(3) Im vorbereitenden Verfahren entscheidet das Gericht, das für die Eröffnung des 
Hauptverfahrens zuständig wäre.  
(4) Gegen den Beschluss ist sofortige Beschwerde zulässig. Sie hat aufschiebende Wirkung.  
(5) Die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach Absatz 1 darf die Dauer 
von insgesamt sechs Wochen nicht überschreiten.  
 
§ 126a StPO: Unterbringungsbefehl  
(1) Sind dringende Gründe für die Annahme vorhanden, dass jemand eine rechtswidrige Tat 
im Zustand der Schuldunfähigkeit oder verminderten Schuldfähigkeit (§§ 20, 21 des 
Strafgesetzbuches) begangen hat und dass seine Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt angeordnet werden wird, so kann das Gericht 
durch Unterbringungsbefehl die einstweilige Unterbringung in einer dieser Anstalten 
anordnen, wenn die öffentliche Sicherheit es erfordert.  
(2) Für die einstweilige Unterbringung gelten die §§ 114 bis 115a, 116 Abs. 3 und 4, §§ 117 
bis 119a, 123, 125 und 126 entsprechend. Die §§ 121, 122 gelten entsprechend mit der 
Maßgabe, dass das Oberlandesgericht prüft, ob die Voraussetzungen der einstweiligen 
Unterbringung weiterhin vorliegen. 
(3) Der Unterbringungsbefehl ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen der einstweiligen 
Unterbringung nicht mehr vorliegen oder wenn das Gericht im Urteil die Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt nicht anordnet. Durch 
die Einlegung eines Rechtsmittels darf die Freilassung nicht aufgehalten werden. § 120 
Abs. 3 gilt entsprechend. 
(4) Hat der Untergebrachte einen gesetzlichen Vertreter oder einen Bevollmächtigten im 
Sinne des § 1906 Abs. 5 des Bürgerlichen Gesetzbuches, so sind Entscheidungen nach 
Absatz 1 bis 3 auch diesem bekannt zu geben. 
 
§ 453c StPO: Vorläufige Maßnahme 
(1) Sind hinreichende Gründe für die Annahme vorhanden, dass die Aussetzung widerrufen 
wird, so kann das Gericht bis zur Rechtskraft des Widerrufsbeschlusses, um sich der Person 
des Verurteilten zu versichern, vorläufige Maßnahmen treffen, notfalls, unter den 
Voraussetzungen des § 112 Abs. 2 Nr. 1 oder 2, oder, wenn bestimmte Tatsachen die 
Gefahr begründen, dass der Verurteilte erhebliche Straftaten begehen werde, einen 
Haftbefehl erlassen.  
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§ 463 StPO: Maßregeln der Besserung und Sicherung 
(4) Im Rahmen der Überprüfung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(§ 63 des Strafgesetzbuches) nach § 67e des Strafgesetzbuches ist eine gutachterliche 
Stellungnahme der Maßregelvollzugseinrichtung einzuholen, in der der Verurteilte 
untergebracht ist. Das Gericht soll nach jeweils drei Jahren, ab einer Dauer der 
Unterbringung von sechs Jahren nach jeweils zwei Jahren vollzogener Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus das Gutachten eines Sachverständigen einholen. Der 
Sachverständige darf weder im Rahmen des Vollzugs der Unterbringung mit der Behandlung 
der untergebrachten Person befasst gewesen sein noch in dem psychiatrischen Krankenhaus 
arbeiten, in dem sich die untergebrachte Person befindet, noch soll er das letzte 
Gutachten bei einer vorangegangenen Überprüfung erstellt haben. Der Sachverständige, 
der für das erste Gutachten im Rahmen einer Überprüfung der Unterbringung 
herangezogen wird, soll auch nicht das Gutachten in dem Verfahren erstellt haben, in dem 
die Unterbringung oder deren späterer Vollzug angeordnet worden ist. Mit der 
Begutachtung sollen nur ärztliche oder psychologische Sachverständige beauftragt werden, 
die über forensisch-psychiatrische Sachkunde und Erfahrung verfügen. Dem Sachver-
ständigen ist Einsicht in die Patientendaten des Krankenhauses über die untergebrachte 
Person zu gewähren. § 454 Abs. 2 gilt entsprechend. Der untergebrachten Person, die 
keinen Verteidiger hat, bestellt das Gericht für die Überprüfung der Unterbringung, bei der 
nach Satz 2 das Gutachten eines Sachverständigen eingeholt werden soll, einen 
Verteidiger. 
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